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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Miltner, Berger, Dr. Klein (Göttingen), 
Gerster (Mainz) und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Fortentwicklung des öffentlichen Dienstes 


Die Bundesregierung hat der Öffentlichkeit ein von ihr so 
bezeidinetes „Aktionsprogramm zur Dienstrechtsrefonn" vor- 
geiegt. Dieses Programm enthält zwar weder gesetzesreife noch 
sonst aktionsreife Vorschläge. Dennoch wird es in der Öffent- 
lichkeit teilweise als Ankündigung baldiger praktischer Schritte 
aufgefaßt 

Soweit der falsche Eindruck entstanden ist, das Leistungsprin- 
zip solle neu eingeführt werden, legt die Fraktion der CDU/ 
CSU Wert auf die Klarstellung, daß dieses Prinzip seit 1949 im 
Grundgesetz, in den Beamten-, Richter- und Soldatengesetzen 
sowie in den Tarifverträgen des öffentlichen Dienstes verankert 
ist. Notwendig ist jedoch die Korrektur von Fehlentwicklungen, 
die einerseits die Aufgaben des öffentlichen Dienstes ausgewei- 
tet und erschwert haben, andererseits die Leistungsbezogenheit 
z. B. der Besoldung, Vergütung und Versorgung sowie der Ein- 
stellung und Beförderung beeinträchtigt haben. Notwendig ist 
darüber hinaus die stetige vernünftige Fortentwicklung des 
bestehenden Instrumentariums zur praktischen Verwirklichung 
des Leistungsgxundsatzes; manche seit Jahren steckengebliebe- 
nen Ansätze müssen endlich durchgeführt werden. 

Dem „Aktionsprogramm" der Bundesregierung ist hierzu wenig 
zu entnehmen, weil es Festlegungen in konkreten Sachfragen 
weitestgehend vermeidet Drei Jahre nach Vorlage des aus- 
führlichen Berichts der xmabhängigen „ Studienkommission für 
die Reform des öffentlichen Dienstrechts“ haben aber das Parla- 
ment und die Öffentlichkeit Anspruch auf wesentliche konkrete 
Antworten. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 


L Begrenzung der öiieiitiichen Aufgaben und des Personal- 
bestandes 

1. Hält die Bundesregienmg die stetige Ausweitung der öffent- 
lichen Aufgaben und des öffentlichen Personalbestandes 
weiterhin für notwendig, oder ist sie bereit, ihr entgegen- 
zuwirken? 
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2. Ist die Bundesregierung bereit, zugleicii mit der Fortent- 
wicklung des Dienstredites der öffentlidien Beschäftigten 
auch die Begrenztmg und Vereinfachung der öffentlichen 
Aufgaben und die Begrenzung des Personalbestandes in An- 
griff zu nehmen? 

Ist sie insbesondere bereit, 

a) die bestehenden Gesetze, Reditsverordnungen imd Ver- 
waltungsvorschriiten des Bundes, auch soweit sie von 
Länder- und Gemeindebehörden ausgeführt werden, 
nach einem strengen Maßstab auf entbehrliche oder ein- 
schränkbare Aufgaben sovne auf Vereinfachungsmög* 
lichkeiten zu überprüfen, 

b) eine politische Grundsatzentscheidung zu treffen oder 
vorzuschlagen, um den Gesamt-Personalbestand der 
Bundesbebörden über mehrere Jahre hinweg 

— auf den derzeitigen Stand zu begrenzen oder ihn dar- 
über hinaus 

— um einen Teil der natürlichen Abgänge zu verringern, 
jeweils mit der Maßgabe, daß unabweisbar notwendige 
neue Stellen durch Umschichtung gewonnen werden 
müssen, 

c) den Ländern und den kommunalen Spitzenverbänden 
einen gemeinsamen politischen Schritt ün gleichen Sinne 
vorzuschlagen, 

d) Arbeiten einzuleiten, um innerhalb des so gewonnenen 
Zeitraums verstärkt objektive Verfahren zur Personal- 
bemessung auf der Grundlage der Arbeitsmenge zu ent- 
wickeln? 


n. Sichenmg leistimgsgeredKter Personalpolitik 

1. Aussdiieihung von Beiörderungsdienstposten 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Ausscdireibtmg 
von Beförderungsstellen besonders geeignet ist, eine Auswahl 
zwischen qu alifizi erten Interessenten zu ermöglichen, die 
Chancengerechtigkeit für alle Beschäftigten zu verbessern und 
Ämterpatronage zu erschweren? 

Inwieweit werden Beförderungsstellen ün Bundesdienst bereits 
ausgeschrieben, und beabsichtigt die Bundesregierung die Aus- 
schreibung allgemein einzuführen, ggf. wann? 

2. Objektivierung der dienstlidien Beurteilungen 

Teilt die Bundesregierung die Auffassxing, daß die leistungs- 
gerechte Verwendung und Beförderung der Beschäftigten zu- 
verlässige Beurteilungen ihrer beruflichen Fähigkeiten und 
Leistungen voraussetzen und daß angeblich leistungsbezogene 
Entscheidungen zu krasser Ungerechtigkeit werden können, 
wenn die zugrunde liegenden dienstlichen Beurteilungen be- 
wußt oder unbewußt ungleiche Maßstäbe anlegen? 


2 



I^u^sdier Bu ndes tag — 7. W ahlperiode DrudCSa che 7/5282 


Welche Folgerungen hat die Bundesregierung aus den seit Mai 
1973 hierzu vorliegenden Vorschlägen der Studienkommission 
und ihres Arbeitskreises „Bewertung von Eignung und Lei- 
stung" gezogen, welche Folgerungen beabsichtigt sie wann zu 
ziehen? 

Insbesondere: 

— Welche Vorkehrungen zur Sicherung gleicher Beurteilungs- 
maßstäbe sind bisher im Bundesdienst getroffen, welche sind 
wann beabsichngt? 

— In welchen Bereichen des Bundesdienstes werden die dienst- 
lichen Beurteilungen einzeln durch einen Vorgesetzten über 
einen oder wenige Beschättigte abgegeben, in weichen Be- 
reichen wird die Beurteilung einer größeren Zahl von Be- 
schäftigten in einem Gremium aus mehreren Vorgesetzten 
beraten? Wird die Bundesregierung die Beratung in Gremien 
aus mehreren Vorgesetzten allgemein einführen? 

3. Probezeiten bei Beförderungen 

Wie beurteilt es die Bundesregierung, daß einerseits viele 
Beamte, denen Beförderungsdienstposten übertragen werden, 
aus Pianstellenmangel oder anderen Gründen erst kürzere oder 
längere Zeit später tatsächlich befördert werden können und 
dadurch praktisch eine Erprobungszeit entsteht, daß aber ande- 
rerseits gerade bei Spitzenpositionen die förmliche Beförde- 
rung vielfach gleichzeitig mit der Übertragung des Dienst- 
postens erfolgt und dann nicht mehr rückgängig zu machen ist, 
auch wenn der Beamte alsbald die größten Schwierigkeiten mit 
der Wahrnehmung des neuen Amtes hat? 

Hält es die Bundesregierung für angezeigt, allgemein, insbe- 
sondere auch für Spitzenpositionen, eine Probezeit vor der 
endgültigen Beförderung einzuführen? 

4. Frage der Übertragung von Spitzenpositionen auf Zeit 

Entscheidet sich die Bundesregierung nach Abwägung der be- 
reits 1973 von der Studienkommission dargelegten Chancen 
und Risiken für oder gegen die Einführung einer Regelung, 
welche die Übertragung von Spitzenpositionen auf Zeit ermög- 
licht? * 

Wenn ja, hält die Bundesregierung besondere Besoldungs- und/ 
oder Versorgungsregeiungen für notwendig, ggf. welche? 

5. Kontrolle durch den unabhängigen Bundespersonalausschuß 

a) Beabsichtigt die Bundesregierung, an der geltenden Rege- 
lung festz^ohaiten, wonach Einstellungen und Beförderungen 
von Beamten bei Nichterfüllung laufbahnrechtlicher Anfor- 
derungen zwar möglich, aber von der Zustimmung des un- 
abhängigen Bundespersonalausschusses abhängig sind? 

b) Trifft es zu, daß diese Regelung insbesondere bei der Be- 
setzung herausgehobener Beamtenstellen in den Bundes- 
ministerien diirch Einstellungen im Angestelltenverhältnis 
umgangen wurde und wird? Insbesondere: 
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— In welche Stellen der Besoldungsgrappe A 16 und hoher 
oder mit Vergütung nach ADO und höher in den Bundes- 
ministeri^'^n wurden seit 1970 Bewerber als An^jesteMte 
eingestellt? 

— In wie vielen dieser Fälle fehlten IdUibahnrechtliche Vor- 
aussetzungen für die Einstellung cus Bearriu^r in der ent- 
sprechenden Besoldungsgruppe? 

— In wie vielen dieser Fälle - aufgegiiedert nach Besol- 
dungsgruppen - wmrde spater die ßefähigungsf€iststel* 
lung und oder Ausnchinegenehrnigung des Bundesper- 
sonalausschusses zur Lbernahme als Beamtei beantragt? 
Wie viele voll zustimmende Entscheidungen des Bundes- 
personaidusschusses sind ergangen, wie viele ganz ab- 
lehnende und wie viele Entscheidungen, in denen die 
Zustimmung auf eine niedrigere Besoldungsgruppe als 
beantragt beschränkt wurde? 

c) Ist die Bundesregierung bereit, zum Ausschluß von Um- 
gehungen eine Einschaltung des Bundespersonalausschusses 
auch für die Einstellung im Angestelltenverhältnis vorzu- 
sehen, wenn eine Beamtenstelle besetzt wird und der Bewer- 
ber laufbahnrechtlidie Anforderungen für die Einstellung 
als Beamter nicht erfüllt? 


IIL Leistungsbezogene Besoldung und Vergütung 

1. Fanktionsbezogene Besoldung durch „Funktionszuweisung*' 

a) Wann beabsichtigt die Bundesregierung die seit Mai 1975 
durch das neu gefaßte Bundesbesoldungsgesetz vorgesehe- 
nen Funk tionszuweisungs- Verordnungen zu erlassen, durch 
die einheitlich und verbindlich festgelegt werden soll, 
welche Besoldungsgruppen für welche Funktionen bestimmt 
sind? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung nach den Ergebnissen der 
bisherigen Vorarbeiten die Möglichkeit, durch Ergänzung 
des Bundesbescldungsgesetzes besonders bedeutsame Funk- 
tionen unmittelbar im Gesetz zu bewerten, so daß über die 
politischen Eckwerte des Besoldungsgefüges durch den Ge- 
setzgeber selbst entschieden wird und nur der dadurch gege- 
bene Rahmen durch Verordnung auszufüllen bleibt? 

2. Auswirkungen der Streichung der Bewährungsbeförderung 
im Besoldungsrecht 

Haben sich die .Ankündigangen erfüllt, wonach die Streichung 
der bisherigen .Bewährungsbeförderung'' in das erste Beförde- 
rungsamt des mittleren, gehobenen und höheren Dienstes ein 
erster praktischer Schritt zur Verwirklichung der funktions- 
gerechten Besoldung sein sollte, oder trifft es zu, daß zwar die 
Wartezeiten teilweise empfindlich verlängert wurden, die Be- 
förderung in das erste Beförderungsamt jedoch nach wie vor 
ohne Funktionswechsel vor sich geht? 
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Insbesondere: In welchen Bereichen des Bundesdienstes sind 
auf die Streichung der Bewährungsbeförderung hin Funktionen 
nach BesGr. A5/A6, A9/A10, A13/A14 wieder getrennt 
gekennzeichnet worden mit der Folge, daß die Beförderung die 
Übernahme eines der höher gekennzeichneten Dienstposten 
voraussetzt, und in welchen Bereichen ist dies nicht geschehen? 
Wie viele Beförderungen in Ämter der BesGr. A 6, A 10 und 
A 14 sind seit Inkrafttreten des Haushaltsstrukturgesetzes er- 
folgt, wie viele davon mit und wie viele ohne Funktionswech- 
sel? 

3. Höhergruppleriingen ohne Funktionswechsel bei 
Angestellten und Arbeitern des öffentlichen Dienstes 

a) Ist die Ankündigung der Bundesregierung erfüllt worden, 
gleichzeitig mit der Streichung der „Bewährungsbeförde- 
rung" im Besoldungsrecht die entsprechenden „Bewährungs- 
aufstiege" im Tarifrecht des öffentlichen Dienstes durch Ver- 
einbarung der Tarifvertragsparteien oder notfalls durch 
Kündigung abzuschaffen? Wenn nein: Rechnet die Bundes- 
regierung noch mit der Abschaffung, und für welchen Zeit- 
punkt? Oder beabsichtigt sie audi für den Besoldungsbereich 
die Wiedereinführung vorzuschla gen? 

b) Welche Fälle des Bewährungsaufstieges oder anders bezeich- 
neter Höhergruppierungen ohne Funktionswechsel bestehen 
außerdem im Tarifrecht des öffentlichen Dienstes, wie 
viele der insgesamt bestehenden Stellen fallen darunter, und 
strebt die Bundesregierung Änderungen dieser Regelungen 
an? 


Bonn, den 2. Juni 1976 


Vogel (Ennepetal) 

Dr. Miltner 
Berger 

Dr, Klein (Göttingen) 

G erster (Mainz) 

Carstens, Stüdden und Fraktion 
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